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Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden

Abwägung

Behörde, TöB,
Nachbargemeinde Anregungen, Hinweise Berücksichtigung, Beschluss
Kreisverwaltung Dithmarschen
Regionalentwicklung, Heide

Stand 12.01.2026

[…].
Ziel der Planung ist es Baugrundstücke für den individuellen Einfami-
lienhausbau zu schaffen. Beim Plangebiet handelt es sich um eine Flä-
che im Innenbereich, die bereits von Wohnbebauung umgeben ist.
Der Bebauungsplan wird gemäß § 13 a BauGB als Bebauungsplan der
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Der Flä-
chennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung (5. Änderung) an-
gepasst.
Seitens des Kreises wird begrüßt, dass die Gemeinde für ihre weitere
wohnbauliche Entwicklung eine Innenbereichsfläche in Anspruch
nimmt und somit den Außenbereich schont. Die Standortauswahl
wurde ebenso wie die Auswirkungen auf den wohnbaulichen Entwick-
lungsrahmen nachvollziehbar in den Planunterlagen dargelegt.
Seitens des Kreises bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Die
Hinweise der intern beteiligten Fachbehörden und Dienststellen sind
im weiteren Verfahren zu berücksichtigen.

Kenntnisnahme.

Kreisverwaltung Dithmarschen
Untere Naturschutzbehörde,
Heide

Stand 12.01.2026

Hinsichtlich der Aufstellung der Berichtigung des Flächennutzungs-
plans der Gemeinde Welmbüttel (%. Änderung) bestehen keine Be-
denken.
Die Standortalternativenprüfung ist für mich argumentativ nachvoll-
ziehbar. Ich empfehle jedoch die genannte Innenentwicklungspoten-
zialanalyse den Unterlagen beizufügen, da sich in der Begründung ver-
mehrt auf diese bezogen wird.
Hinsichtlich der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 9 der Gemeinde
Welmbüttel bestehen von Seiten der unteren Naturschutzbehörde
keine grundsätzlichen Bedenken.
Gesetzlich geschützte Biotope/Knicks
Da der B-Plan die Beseitigung von gesetzlich geschützten Biotopen
(hier Knicks) vorbereitet, ist die Möglichkeit der Erteilung einer Aus-
nahme bzw. Befreiung im Rahmen der Bauleitplanung abschließend
zu klären. Die Art der Kompensation ist verbindlich festzulegen. Zu-
sätzlich ist ein gesonderter Antrag auf Beseitigung der geschützten
Biotope bei der unteren Naturschutzbehörde des Kreises zu stellen.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme. Die Innenentwicklungsanalyse wurde auszugsweise
in der Begründung wiedergegeben (Abbildung 10). Die relevanten
Punkte werden in der Begründung aufgeführt. Dies wird als ausrei-
chend erachtet.
Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme. Eine Leitung durch den Knick ist nach den aktuellen
Planungen  nicht  mehr  erforderlich,  da  das  Schmutzwasser  in  die
Straße ‚Bahnhofsberg‘ abgeleitet werden kann. Der Knick wird nicht
entfernt, sondern ebenfalls entwidmet. Der Knickausgleich wird für
die Entwidmung der Knicks erbracht. Die Lage wurde unter Ziffer 3.4
des Begründungsentwurfs bereits vollständig und hinreichend be-
nannt.
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Darin sind die zu beseitigenden und die neu zu errichtenden Knicks
nachvollziehbar darzustellen und zu bilanzieren.
Der Antrag kann bereits vor Aufstellung des B-Plans oder rechtzeitig
vor Umsetzung der Biotopbeseitigung gestellt werden.
Ich weise darauf hin, dass Knickbeseitigungen nur in der Zeit vom 1.
Oktober bis Ende Februar des Folgejahres erfolgen dürfen.
Entwidmung Knicks
Es wird begrüßt, dass die Knicks nördlich und östlich des Grundstücks
Nr. 1 entwidmet werden sollen.
Hierfür ist ein Antrag auf eine erforderliche Ausnahme oder Befreiung
von dem Verbotstatbestand nach § 30 Absatz 2 BNatschG (Verbot ei-
ner Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung ei-
nes gesetzlich geschützten Biotops) bei der UNB zu stellen. In Folge
dessen wären Beeinträchtigungen der Knicks innerhalb des Planungs-
gebietes ausgeglichen, sofern die Knicks als „Grünfläche“ gemäß
§ 9 Absatz 1 Nummer 25 b BauGB ausgewiesen werden und ein ex-
terner Ausgleich im Verhältnis 1:1 für die entwidmeten Knicks erfolgt.
Knickschutzstreifen
Es wird begrüßt, dass parallel zu dem zu erhaltenen Knick entlang der
Erschließungsstraße ein Schutz – und Pflegestreifen als öffentliche
Grünfläche erhalten werden soll.
Allerdings wird der gewählte Abstand von 2 m (vgl. Begründung S.
10) als zu gering erachtet. Bei einem geringem Abstand (< 3 m) ist
von einer Beeinträchtigung der straßenzugewandten Knickhälfte aus-
zugehen, für die ein Antrag an die UNB zu stellen sowie Ausgleich zu
leisten wäre.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme.

Ein Knickantrag wurde zwischenzeitlich gestellt.

Eine Zerstörung oder erhebliche Beeinträchtigung des Knicks ist nicht
festzustellen. Insofern greift § 30 (2) BNatSchG nicht. Eine Genehmi-
gung seitens der UNB ist nicht erforderlich. Die sonstigen Beeinträch-
tigungen unterliegen vollständig der Abwägung der Gemeinde.
Ein Abstand zu Knicks ist mit Ausnahme landwirtschaftlicher Flächen
(0,5 m) gesetzlich nicht normiert. Der Knickerlass 2017 sah keinen
Abstand zu Straßenverkehrsflächen verbindlich vor. Unabhängig da-
von gilt der Knickerlass formal nicht mehr.
In abwägender Betrachtung ist festzustellen, dass es sich um eine
ehemalige Stellplatzfläche gehandelt hat. Die Stellplätze reichten sei-
nerzeit bis an den Knickfuß heran. Zukünftig wird ein Abstand von
2 m zum Knickfuß in Form einer öffentlichen Grünfläche gewahrt. Die
Gemeinde ist gehalten, sparsam mit Grund und Boden umzugehen.
Regelmäßige Pflegeschnitte (ca. alle 5 bis 6 Jahre) sind voraussicht-
lich notwendig. Pflegeschnitte sind gemäß § 21 (4) LNatSchG in min-
destens drei-jährigen Intervallen zulässig. In den Knick wird insoweit
nicht unzulässig eingegriffen. Ein Ausgleich ist angesichts der Aus-
gangssituation nicht erforderlich. Aus der nicht mehr erforderlichen
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Um den Schutzstreifen verbindlich festzulegen, wird eine Kombination
aus zeichnerischer und textlicher Festsetzung empfohlen. Es bietet
sich an innerhalb der Knickschutzstreifen die Errichtung jeglicher bau-
lichen Anlagen und sonstigen Versiegelungen, Abgrabungen und Auf-
schüttungen sowie die Lagerung von Grünschnitt als nicht zulässige
Handlungen festzusetzen. Ich bitte um Ergänzung.
Der Bilanzierung der Knickeingriffe auf S. 14 der Begründung kann
derzeit noch nicht gefolgt werden, da noch zu klären ist, ob der Knick-
schutzstreifen am Knick entlang der Erschließungsstraße verbreitert
wird, oder ob der Knick an dieser Stelle ebenfalls entwidmet werden
soll.
Des  Weiteren  liegt  mir  weder  für  die  Knickbeseitigung  noch  für  die
Entwidmung ein entsprechender Antrag vor. Eine Genehmigung kann
daher zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht in Aussicht gestellt werden.
Erhalt Gehölze
Bei den textlichen Festsetzungen zu den Pflanzbindungen fehlt eine
Aussage dazu, was im Falle von unvermeidlichen Abgängen der fest-
gesetzten Bäume geschehen soll. Ich empfehle eine textliche Festset-
zung aufzunehmen, nach der bei krankheitsbedingten Abgängen oder
unvermeidbaren Fällungen gleichwertige Ersatzpflanzungen vorzugs-
weise am selben Standort erfolgen müssen, um die gestalterische Wir-
kung langfristig wiederherzustellen.
Neuanzulegende Knicks
In Kapitel 3.4.3 „Vermeidung, Minimierung, Ausgleich“ der Begrün-
dung werden bestimmte Nutzungen im Abstand von 3 m zu bestehen-
den und neu anzulegenden Knicks ausgeschlossen. Sofern tatsächlich
neue Knicks angelegt werden, wären diese in der Planzeichnung dar-
zustellen. Andernfalls bitte ich um Anpassung der Textstelle.
Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen
Es wird empfohlen, die im Artenschutzfachbeitrag entwickelten, arten-
schutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen (Bauzeitenregelungen
zum Schutz der Boden- und Gehölzbrüter) auf der Grundlage von
§ 9 Abs.  1 Nr.  20 BauGB als  textliche Festsetzung in „Text (Teil  B)“
aufzunehmen. Hilfsweise könnte ein Hinweis zu den artenschutzrecht-
lichen Vermeidungsmaßnahmen auf der Planausfertigung abgedruckt
werden. Der Verweis in der Begründung auf die ohnehin geltende Fäll-
frist nach § 39 Abs. 5 BNatSchG greift m. E. zu kurz. Da die Verbots-
frist für Baumbeseitigungen (§ 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG) nicht

Knickbeseitigung (siehe oben) erfolgt eine Überkompensation von
5 m Knick, der nicht in Abzug gebracht wird.
Der Schutzstreifen ist als öffentliche Grünfläche ohne nähere Zweck-
bestimmung grundsätzlich von Bebauung freizuhalten. Diese befindet
sich in öffentlichem Besitz. Die Funktion der Grünfläche ist in der Be-
gründung ausreichend beschrieben. Die Gemeinde ist durch Be-
schluss an die Begründung gebunden.

Die Begründung ist vollständig und abschließend. Für die nebenste-
hende Forderung besteht wie dargelegt keine Rechtsgrundlage.

Für die Knickentwidmung wurde zwischenzeitlich ein entsprechender
Antrag eingereicht.

Bäume sind in der Planzeichnung nicht festgesetzt. Drei gesetzlich
geschützte Bäume liegen unmittelbar außerhalb des Plangebietes.
Für die beiden Bäume an dem verbleibenden Knick gilt § 21 (4) Nr. 3
unmittelbar. An der Nordseite befindet sich ein Einzelbaum.

Kenntnisnahme. Die Begründung wird angepasst.

Kenntnisnahme. Verhaltenssteuernde Maßnahmen sind über den ab-
schließenden Festsetzungskatalog des § 9 BauGB nicht regelbar. Hin-
weise sind nicht verbindlich. Die aufgeführten Bauzeitenregelungen
sowie die Fällfrist für zu beseitigende Gehölze und Bäume werden im
Rahmen der Begründung thematisiert. Die Gemeinde ist mit Sat-
zungsbeschluss an den Inhalt der Begründung gebunden. Für private
Dritte gilt das Naturschutzrecht unmittelbar.
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für zulässige Bauvorhaben gilt, wenn dafür nur geringfügiger Gehölz-
bestand beseitigt werden muss (§ 39 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4 BNatSchG),
könnte eine textliche Festsetzung zum Verbotszeitraum für Gehölzbe-
seitigungen diese Lücke im Schutz der Gehölzbrüter schließen und
eine Diskussion darüber, ob hier geringfügiger Gehölzbestand entfernt
werden muss, vermeiden.

Kreisverwaltung Dithmarschen
Fachdienst Straßenverkehr,
Heide

Stand 12.01.2026

Seitens der Straßenverkehrsbehörde bestehen keine Bedenken. Die
verkehrliche Anbindung des Wohngebietes erfolgt über die Straße
Bahnhofsberg, die in diesem Bereich Tempo-30-Zone ist. Dies ist bei
der Herstellung der Straße zu berücksichtigen.

Figure 1: Kartenauschnitt © basemap.de BKG (www.basemap.de) /
LVermGeo SH (www.LVermGeoSH.schleswig-holstein.de)

Kenntnisnahme.

Kreisverwaltung Dithmarschen
Brandschutzdienststelle, Heide

Für das Bebauungsgebiet ist eine Löschwasserversorgung von min-
destens 96 m³/h über zwei Stunden dauerhaft vorzuhalten.

Kenntnisnahme.
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Stand 12.01.2026 Die Löschwasserentnahmestelle für den Erstangriff der Feuerwehr

(mind. 48 m³/h) darf zur Sicherstellung wirksamer Löscharbeiten nicht
weiter als 75 m Luftlinie (maximal 80-120 m verlegte Druckschlauch-
leitung über eine gesicherte Wegführung) von den jeweiligen Bau-
grundstücken entfernt liegen. Die gesamte Löschwassermenge muss
innerhalb eines Umkreises von 300m nachgewiesen werden. Die
Löschwasserentnahmestellen dürfen sich nicht mit Abstellanlagen und
Stellplätzen überschneiden.

Kenntnisnahme.

Ministerium für Inneres, Kom-
munales, Wohnen und Sport,
Kiel

Schreiben vom 19.01.2026

[…].
Zu dem Planungsvorhaben der Gemeinde Welmbüttel wird auf der
Grundlage der vorgelegten Planunterlagen aus landes- und regional-
planerischer Sicht wie folgt Stellung genommen:
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung
ergeben sich aus der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesver-
ordnung über den Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein - Fort-
schreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021, GVOBI. Schl.-H. S.
1409), geändert durch die Verordnung vom 5. Februar 2025 (GVOBI.
Schl.-H., 2025/28), dem Regionalplan für den Planungsraum IV
(RPIIV; Amtsblatt Schl.-H. 2005 Seite 295) sowie dem 2. Entwurf der
Neuaufstellung des Regionalplans für den Planungsraum III (Amtsbl.
Schl.-H. 2025/152).
Die Gemeinde Welmbüttel befindet sich im ländlichen Raum, ist eine
Gemeinde ohne zentralörtliche Einstufung und deckt damit den örtli-
chen Wohnungsbaubedarf. Gemeinden ohne zentralörtliche Einstu-
fung unterliegen dem wohnbaulichen Entwicklungsrahmen gemäß Ka-
pitel 3.6.1 Abs. 3 LEP-VO 2021. Die Gemeinde kann im Zeitraum 2022
bis 2036 bezogen auf ihren Wohnungsbestand am 31. Dezember 2020
neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10 Prozent bauen. Darauf
anzurechnen sind die Baufertigstellungen in den Jahren 2022 bis 2024
(0) und die in absehbarer Zeit entwickelbaren Innenentwicklungspo-
tentiale.
Der Vorrang der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung gemäß
Kapitel  3.9  Abs.  4  LEP-VO 2021  ist  zu  beachten.  Bevor  Kommunen
neue, nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen aufzu-
zeigen, inwieweit sie noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen
können. Eine Analyse der Innenentwicklungspotentiale erfolgte auf
der Grundlage einer Untersuchung aus dem Jahr 2018. Die diesbezüg-
lichen Ausführungen erscheinen aus hiesiger Sicht insgesamt

Kenntnisnahme.
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nachvollziehbar und werden von der Landesplanung zur Kenntnis ge-
nommen.
Auf den 5 Baugrundstücken sollen bis zu 2 Wohnungen pro Einzelhaus
zulässig sein, sodass die Einrichtung von Einliegerwohnungen ermög-
licht wird.
Es wird bestätigt, dass gegen die o. g. Bauleitplanung der Gemeinde
Welmbüttel keine grundsätzlichen Bedenken bestehen und den Pla-
nungsabsichten insbesondere keine Ziele der Raumordnung entge-
genstehen.
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raum-
ordnung und greift einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitpla-
nes nicht vor. Eine Aussage über die Förderungswürdigkeit einzelner
Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen Stellungnahme nicht
verbunden. Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung,
Städtebaurecht sind derzeit keine weiteren Anmerkungen erforderlich.

LLUR Südwest Itzehoe

Stand 20.01.2026

Das Vorhaben liegt nach hiesigem Erkenntnisstand nicht in einem Ach-
tungsabstand ohne Detailkenntnisse eines Betriebsbereichs.
Zu dem o.a. Vorhaben werden aus der Sicht des Immissionsschutzes
folgende Anregungen für die weitere Planung vorgetragen:
Südlich und südöstlich zum Plangebiet gelegen befinden sich in 130-
220 m Entfernung ein landwirtschaftliche Betriebe (Am Sender 1, Zur
Dithmarscher Schweiz 28, Am Sender 4). Gemäß den Stallungen und
den Güllebehältern auf dem Luftbild scheinen hier Tierhaltungen be-
trieben zu werden. Eine Betriebsakte oder Baugenehmigungen liegen
dem LfU nicht vor. Bei Tierhaltungsanlagen ist mit Geruchsemissionen
zu rechnen. Im weiteren Planverfahren ist über eine Geruchsimmissi-
onsprognose der Nachweis zu erbringen, dass die nach der Ge-
ruchsimmissionsrichtlinie - GIRL - zulässige belästigungsrelevante
Kenngröße eingehalten werden.

Es ist mit der vorgelegten Planung davon auszugehen, dass die land-
wirtschaftlichen Betriebe durch die heranrückende Wohnbebauung in
seinem Emissionsverhalten „eingefroren“ werden, da diese bei geplan-
ten Erweiterungen auf die angrenzende Wohnbebauung Rücksicht
nehmen müssen; bei der jetzigen Wohnbebauung wird man von einer
an den Außenbereich angrenzenden Wohnbebauung ausgehen, die
einen geringeren Schutzanspruch beinhaltet. Insofern werden die

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme. Die nächstgelegenen landwirtschaftlichen Betriebe
weisen Rinderhaltung auf. Nennenswerte Geruchsimmissionen waren
bei mehrmaligen Ortsbegehungen im Plangebiet nicht feststellbar.
Zwischen den Betriebsstandorten und dem Plangebiet bestehen be-
reits mehrreihige Wohnbebauungen. Immissionskonflikte sind auch
im Bestand nicht aufgetreten. Der nächstgelegene Betrieb im Süden
liegt deutlich außerhalb der Hauptwindrichtung. Eine Überschreitung
der Immissionswerte für Allgemeine Wohngebiete ist wenig wahr-
scheinlich. Eine Überschreitung bis zu 15 % der Geruchsjahresstun-
den hielte die Gemeinde im Rahmen der Ortsüblichkeit zudem für
zulässig. Aus Sicht der Gemeinde bestehen keine hinreichenden An-
haltspunkte für eine Geruchsproblematik. Eine Geruchsimmissions-
prognose nach TA Luft wird nicht für erforderlich gehalten.
Aufgrund mehrreihiger Wohngrundstücke zwischen Plangebiet und
landwirtschaftlichen Betrieben stellt das Vorhaben kein erstmaliges
Heranrücken einer schutzbedürftigen Nutzung an emittierende Anla-
gen dar, sondern eine Fortentwicklung innerhalb eines bereits durch
Wohnnutzung geprägten Siedlungszusammenhangs.
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Landwirte zukünftig höhere Anforderungen erfüllen müssen. Aus die-
sem Grund sollte die Gemeinde nach Rücksprache mit dem Land-
wirt/Betreiber etwaige geplante Erweiterungen der Tierhaltungen mit
in der Immissionsprognose berücksichtigen.

Eine neue oder verschärfte immissionsschutzrechtliche Konfliktlage
ist daher nicht zu erwarten.

Stand: 18.12.2025
Landesamt für Vermessung
und Geoinformationen Schles-
wig-Holstein, Kiel

Schreiben vom 18.12.2025

Es bestehen für die in „BOB-SH“ eingestellten Pläne aus Sicht der Lan-
desvermessung und des Liegenschaftskatasters keine Bedenken, in-
sofern meldet das Landesamt für Vermessung und Geoinformation
Schleswig-Holstein (LVermGeo SH) Fehlanzeige.
Diese Mitteilung stellt keine Vorprüfung für eine Richtigkeitsbeschei-
nigung dar.
Allgemeine Hinweise:
Es wird auf den Schutz von Vermessungsmarken nach § 8 sowie auf
den Schutz von Grenzmarken nach § 18 Abs. 5 aufgrund des Gesetzes
über die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster (Vermes-
sungs- und Katastergesetz – VermKatG) vom 12.05.2004 (GVOBl.
Schl.-H. S. 128) hingewiesen.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme.

Archäologisches Landesamt
Schleswig-Holstein, Schleswig

Schreiben vom 17.12.2025

Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kultur-
denkmale gern. § 2 Abs. 2 DSchG SH 2015 durch die Umsetzung der
vorliegenden Planung feststellen. Daher haben wir keine Bedenken
und stimmen den vorliegenden Planunterlagen zu.
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenk-
male entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über
die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen.
Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigen-
tümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des
Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder
den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die
übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und
die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne
erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann.
Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen
seit der Mitteilung.
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch
dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der na-
türlichen Bodenbeschaffenheit.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme. Ein Hinweis wurde bereits in die Begründung aufge-
nommen.

Kenntnisnahme.
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Eider-Treene-Verband, Pahlen

Schreiben vom  17.12.2025

Das Plangebiet liegt im Verbandsgebiet des Sielverbandes Brok-
landsautal Verbandsgewässer werden im Zuge der Aufstellung des
o.g. Bebauungsplanes nicht direkt betroffen.
Durch Neuversiegelung von Flächen bzw. dem Neubau von Gebäuden
im Plangebiet, kann es zu Abflussverschärfungen kommen. Die Ein-
leitmenge an der vorhandenen Einleitstelle darf sich im Zuge der Än-
derung des B-Planes nicht erhöhen. Im Falle einer Erhöhung der Ein-
leitmenge von Oberflächenwasser aus dem Plangebiet ist im Vorwege
des Verfahrens gem. Erlass des MELUND vom 10.10.2019 ein Nach-
weis gern. A-RW Teil 1 zu erstellen.

Der Verband begrüßt die Tatsache, dass anfallende Oberflächenwas-
ser im Plangebiet versickert werden soll.
Unter Berücksichtigung der o.g. Anmerkungen bestehen aus Sicht des
Verbandes keine grundsätzlichen Bedenken gegen geplante Maß-
nahme.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme. A-RW Teil 1 liegt vor und wurde berücksichtigt.

Kenntnisnahme

Abwasserentsorgung Tel-
lingstedt, Neumünster

Schreiben vom 15.01.2026

Grundsätzlich ist die Entwässerung von Regen- und Schmutzwasser
mit der Abwasserentsorgung Tellingstedt GmbH in der Planungsphase
eng abzustimmen. Folgende Anmerkungen sind für die Grundstück-
sentwässerung aufzunehmen und zu berücksichtigen:
Schmutzwasser:
Die im Bebauungsplanentwurf vorgesehene Ableitung des anfallenden
Schmutzwassers über ein Freigefällekanalsystem mit Anschluss an
den öffentlichen Freigefällekanal auf dem Flurstück 7/14 ist grund-
sätzlich möglich. Voraussetzung sind geeignete Höhenlagen.
Die Verlegung der Abwasserleitungen innerhalb des Plangebietes un-
ter öffentlichen Verkehrsflächen bzw. im Bereich des festgesetzten
Leitungsrechts ist umsetzbar; das Leitungsrecht zugunsten der Ge-
meinde wird hierfür als erforderlich angesehen. Bei Planung und Ge-
nehmigung ist insbesondere die DIN 1986-100 zu beachten.
Unter diesen Voraussetzungen können die Grundstücke über einen
Anschlusskanal in den öffentlichen Schmutzwasserkanal entwässern.
Niederschlaqswasser:
In Hinblick auf die Niederschlagsentwässerung sind folgende Punkte
zu beachten:
1. Versiegelungsgrad: Durch das Vorhaben kann sich der Versiege-
lungsgrad gegenüber dem aktuellen Bestand erhöhen. Die Notwen-
digkeit einer Rückhaltung oder Versickerung des anfallenden Oberflä-
chenwassers innerhalb des B-Plangebiets ist zu prüfen.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme. Das Schmutzwasser kann in die Schmutzwasserlei-
tung im Bahnhofsberg geleitet. Das ursprünglich geplante Leitungs-
recht über Grundstück 1 ist nicht erforderlich. Grundstück 1 und der
östliche Teilbereich von Grundstück 2 müssen ggf. über Hebeanlagen
(SW) entsorgt werden. Hierauf ist kaufvertraglich hinzuweisen. Es
erfolgt ein entsprechender Hinweis in der Begründung. Zum Thema
Entwässerung hat u.a. mit der Abwasserentsorgung Tellingstedt am
24.03.2026 ein Abstimmungsgespräch stattgefunden.

Kenntnisnahme. Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken zu
versickern. Das Bodengutachten weist die Eignung der Böden aus.
Das Regenwasser der öffentlichen Verkehrsfläche ist über ein Rigo-
lensysten mit vorgeschaltetem Sandfang zu entwässern.
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Behörde, TöB,
Nachbargemeinde Anregungen, Hinweise Berücksichtigung, Beschluss

2. Entwässerungsnachweis gemäß DIN 1986-100: Für den Bereich der
Entwässerungsanträge ist der Nachweis nach DIN 1986-100 zu füh-
ren.
3. Starkregenereignisse: Starkregenereignisse können deutlich über
den Bemessungswerten liegen. Daher sind geeignete Maßnahmen zur
Vorsorge wie Rückhaltesysteme, Verwaltungen, Mulden oder Regen-
rückhaltebecken vorzusehen. Der Grundstückseigentümer ist in der
Pflicht, entsprechende Risikovorsorge zu treffen.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme.

Bundesamt für Infrastruktur,
Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr, Bonn

Schreiben vom 26.01.2026

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden
Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum an-
gegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher
Belange keine Einwände.
Bitte beachten Sie jedoch folgenden Hinweis:
Das Planvorhaben liegt in einer Entfernung von ca. 1,7 km zur Schieß-
anlage Gaushorn/ Welmbüttel, weshalb nicht ausgeschlossen werden
kann, dass Emissionen in Form von Schießgeräuschen auf das Plan-
gebiet einwirken können.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme. Es erfolgt ein entsprechender Hinweis in der Begrün-
dung.

Sonstige Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange oder Nachbargemeinden haben keine Anregungen vorgebracht oder keine Stellungnahme abgegeben.

Bürger / Bürgerin Anregungen, Hinweise Berücksichtigung, Beschluss
Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland

Schreiben vom 09.02.2026

Nach durchsicht der vorliegenden Unterlagen nehmen wir wie folgt
Stellung
1.  Grundsätzliche Einordnung und Verfahren
Die Planung dient der Nachverdichtung innerhalb der Ortslage von
Welmbüttel. Der BUND begrüßt grundsätzlich, dass hier eine Innen-
entwicklungsmaßnahme verfolgt wird und damit keine neue Außenbe-
reichsfläche in Anspruch genommen wird. Die Nutzung bereits er-
schlossener Siedlungsbereiche entspricht dem Grundsatz „Innenent-
wicklung vor Außenentwicklung“.
Gleichzeitig weisen wir darauf hin, dass auch im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB die Belange von Natur- und Artenschutz
sowie Boden und Wasser angemessen zu berücksichtigen sind. Die
Verfahrenswahl entbindet nicht von einer sorgfältigen Prüfung der

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme.
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tatsächlichen Umweltauswirkungen und einer nachvollziehbaren Ab-
wägung.
2. Schutzgut Natur und Landschaft - Eingriffe in Knicks
Im Plangebiet befinden sich mehrere gesetzlich geschützte Knicks.
Diese stellen für die strukturreiche Kulturlandschaft Dithmarschens ein
zentrales ökologisches Element dar und besitzen hohe Bedeutung für
Artenvielfalt, Landschaftsbild und Biotopverbund.
Nach den Unterlagen sind folgende Eingriffe vorgesehen:
• Entwidmung von ca. 36 m Knick,
• ein Knickdurchbruch von ca. 5 m für die Verlegung einer Schmutz-

wasserleitung.
Diese Eingriffe sind aus Sicht des BUND kritisch zu bewerten. Knicks
genießen einen besonderen gesetzlichen Schutzstatus; Eingriffe sind
vorrangig zu vermeiden. Der vorgelegte Planentwurf zeigt bislang
nicht ausreichend, dass Alternativen geprüft wurden.
Der BUND fordert daher konkret:
• eine nachvollziehbare Prüfung knickschonender Alternativen, ins-

besondere hinsichtlich der Leitungsführung,
• eine flächenscharfe Darstellung der vorgesehenen Ausgleichsmaß-

nahmen,

• verbindliche Festsetzungen zu Art, Umfang, Lage und dauerhafter
Sicherung der Knickersatzmaßnahmen,

• eine klare Benennung der Pflege- und Entwicklungsziele der Aus-
gleichsflächen.

Die bloße Angabe eines Ausgleichsverhältnisses 1:1 ist ohne konkrete
Verortung und Sicherung aus unserer Sicht nicht ausreichend.
3. Artenschutz
Aufgrund der vorhandenen Gehölz- und Knickstrukturen ist das Plan-
gebiet als Lebensraum für Brutvögel und Fledermäuse einzustufen.
Der vorliegende Artenschutzfachbeitrag wird zur Kenntnis genommen.
Der BUND erwartet, dass
• alle im Fachbeitrag benannten Vermeidungs- und Minimierungs-

maßnahmen verbindlich in den Festsetzungen verankert werden,

Kenntnisnahme.

Aufgrund der fortgeschrittenen Entwässerungsplanung kann eine
Schmutzwasserableitung in Richtung Bahnhofsberg erfolgen. Ein
Knickdurchbruch zur Leitungsverlegung wird insoweit nicht erforder-
lich. An der Knickentwidmung hält die Gemeinde grundsätzlich fest.

Kenntnisnahme. Alternativen wurden geprüft, es wird von der Knick-
entfernung abgesehen und der Knick wird lediglich entwidmet.
Der Ausgleich erfolgt nach Naturschutzrecht. Eine flächenscharfe
Darstellung ist – anders als Ausgleich nach Baurecht – nicht erforder-
lich. Unabhängig davon enthält der Begründungsentwurf eine flä-
chenscharfe Darstellung.
Zum Knickschutz wird eine öffentliche Grünfläche festgesetzt. Bauli-
che Anlagen sind in diesem Bereich nicht zulässig.
Es handelt sich bzgl. des Knickausgleichs um genehmigte Ökokonten
mit entsprechenden Auflagen. Eine zusätzliche Widergabe im Rah-
men der Begründung wird für entbehrlich gehalten.
Die Gemeinde erwartet, dass die Begründung vor Abgabe einer Stel-
lungnahme vollständig zur Kenntnis genommen wird. Auf Ziffer 3.4
des Begründungsentwurfs wird verwiesen.

Verhaltenssteuernde Maßnahmen sind über den abschließenden
Festsetzungskatalog des § 9 BauGB nicht regelbar. Die aufgeführten
Bauzeitenregelungen sowie die Fällfrist für zu beseitigende Gehölze
und Bäume werden im Rahmen der Begründung thematisiert. Die
Gemeinde ist mit Satzungsbeschluss an den Inhalt der Begründung
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• Bauzeitenregelungen (insbesondere Gehölzrodungen außerhalb
der Brutzeit) strikt eingehalten werden,

• bei Eingriffen in Knicks eine ökologische Baubegleitung vorgesehen
wird.

Diese Maßnahmen sind auch im beschleunigten Verfahren zwingend
umzusetzen.
4. Schutzgut Boden und Wasser
Die Festsetzungen zu wasserdurchlässigen Belägen und zur Versicke-
rung von Niederschlagswasser werden grundsätzlich begrüßt. Sie ent-
sprechen den Zielen eines vorsorgenden Umgangs mit Boden und
Wasser.
Ergänzend regen wir an, im weiteren Verfahren sicherzustellen, dass
• die Versiegelung auf das notwendige Mindestmaß begrenzt wird,
• baubedingte Bodenverdichtungen vermieden bzw. fachgerecht

rückgängig gemacht werden,
• die Niederschlagswasserbewirtschaftung möglichst dezentral und

flächenhaft erfolgt.
Der Schutz der natürlichen Bodenfunktionen sollte auch während der
Bauphase konsequent berücksichtigt werden.
5. Fazit
Der BUND erkennt die grundsätzliche Zielsetzung der Innenentwick-
lung an. Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen jedoch noch we-
sentliche Nachbesserungsbedarfe, insbesondere in Bezug auf die vor-
gesehenen Knickeingriffe.
Wir bitten daher um:
• verbindliche und konkret verortete Ausgleichsmaßnahmen für alle

Knickeingriffe,
• eine vertiefte Prüfung knickschonender Planungsalternativen,
• rechtssichere Festsetzung der artenschutzrechtlichen Vermei-

dungsmaßnahmen,
• konsequente Umsetzung des Vorsorge- und Minimierungsprinzips.
Wir bitten um Berücksichtigung dieser Hinweise und um weitere Be-
teiligung im Verlauf des Verfahrens.

gebunden. Dies gilt für die Durchführung der Erschließungsmaßnah-
men. Für private Dritte gilt das Naturschutzrecht unmittelbar.

Kenntnisnahme.

Eingriffe in Knicks sind nicht mehr erforderlich.

Kenntnisnahme.

Die festgesetzte Grundflächenzahl ist hinsichtlich der Grundstücks-
größen und der vorgesehenen Bebauung angemessen. Die Versicke-
rung von Niederschlagswasser ist im Rahmen des Bebauungsplans
verbindlich vorgegeben. Im Rahmen der Erschließung sind die For-
derungen zwischenzeitlich in unterschiedlichste fachliche Standards
eingeflossen und dort zu berücksichtigen. Weiterer Vorgaben bedarf
es insoweit nicht.

Die Meinung des BUND nimmt die Gemeinde zur Kenntnis. Die Ge-
meinde hält die getroffenen Festsetzungen und Maßnahmen für aus-
reichend.

Kenntnisnahme.

Bürger/in 1, Hustedter Weg,
Welmbüttel

Schreiben vom 20.01.2026

Wir sind Eigentümer des Grundstücks […] in Welmbüttel.
Die Verlegung einer Schmutzwasserleitung vom Plangebiet des Be-
bauungsplans Nr. 9 über unser Grundstück wird abgelehnt.

Die Gemeinde nimmt den Einspruch zur Kenntnis. Die Schmutzwas-
serentwässerung erfolgt vollständig in Richtung Bahnhofsberg. Eine
Leitungsverlegung über Privatgrund ist nicht mehr erforderlich.
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Der Knick im Nordosten des Plangebiets muss erhalten bleiben. Knicks
sind gesetzlich geschützte Biotope, die Biodiversität gewährleisten.
Besonders an dieser Stelle ist der Knick landschaftsprägend eine na-
türliche Grundstücksgrenze, die Windschutz und Sichtschutz dient und
Bodenerosion verhindert, da unser Grundstück wesentlich tiefer liegt.
Der überwiegende Bereich des Knicks mit Sträuchern und Bäumen be-
findet sich auf unserem Grundstück (s. Grenzverlauf) und ist somit
unverändert zu erhalten.
Der Entwurf des Bebaungsplans Nr. 9 enthält Elemente, die für uns
nicht akzeptabel sind.

Kenntnisnahme. In dem betroffenen Bereich findet eine Knickentwid-
mung statt. Wall und Gehölze bleiben vollumfänglich erhalten. Ein
Knickdurchbruch für eine Leitungsverlegung ist nicht mehr erforder-
lich.

Bürger/in 2, Bahnhofsberg,
Welmbuettel

Schreiben vom 27.01.2026

Gegen dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Welm-
büttel für das Gebiet „östlich der Bebauung Bahnhofsberg 4 bis 6,
nördlich und westlich der Bebauung Hustedter Weg“ erheben wir Ein-
spruch.
Folgendes aus unserer Sicht nicht akzeptabel bzw. nicht berücksich-
tigt:
1.) Pkt 3. Erläuterung der Planfestsetzungen > 3.1 Art und Maß der
Nutzung Absatz 5 Satz 1 und 2
„Der Höhenbezugspunkt für die Höhenfestsetzungen bezieht sich auf
das natürliche Gelände. Maßgeblich ist hierbei der höchste Punkt des
vorhandenen Geländes innerhalb der Grundfläche des jeweiligen Ge-
bäudes, mindestens jedoch 57,0 m über Normalhöhennull (NHN)....“
Das gesamte Gelände ist sehr abschüssig.
„Maßgeblich ist hierbei der höchste Punkt des vorhandenen Gelän-
des...“ Durch diese Festlegung werden zwangsläufig Erdaufschüttun-
gen erforderlich werden. Dadurch werden sich auch die Trauf- und
Firsthöhen merkbar/sichtbar erhöhen. Das ist in dieser Form zu bean-
standen und nicht hinzunehmen.
Hier ist aus unserer Sicht die Ausarbeitung zu korrigieren/zu überar-
beiten.
Weiter:
2.) Diese Aufschüttungen werden zwangsläufig auch dazu führen, daß
nach Starkregen das Wasser dem natürlichen Verlauf des Geländes
folgend nicht auf dem Grundstück verbleibt sondern auf die Nachbar-
grundstücke abfließen wird. Insbesondere auch, weil die Aufschüttun-
gen stark verdichtet werden.
Hierzu führt die „Baugrunduntersuchung Nr. 421160.0 in 25782
Welmbüttel, B-Plan Nr.9“ der Fa. Erwatic Arndt auf Seite 3 „Versicke-
rungsfähigkeit der anstehenden Schichten“ Absatz 1 und 2 aus, daß

Die Gemeinde nimmt den Einspruch zur Kenntnis.

Kenntnisnahme. Erdaufschüttungen sind im hängigen Gelände üb-
lich. Die Höhenfestsetzungen wurden bereits von 9,0 m auf 8,5 m
Firsthöhe reduziert. Gemäß Beschluss der Gemeindevertretung wird
die Firsthöhe im Plangebiet auf maximal 7,5 m festgelegt. Eine wei-
tere Reduzierung hält die Gemeinde mit Blick auf die geplanten Ein-
familienhäuser nicht für zielführend. Die Baugrenzen halten regelmä-
ßig 5 m Abstand zu den Nachbargrenzen. Die zum Ausgleich des Ge-
ländeniveaus erforderliche Auffüllung hält die Gemeinde auch im Hin-
blick auf die Nachbargrundstücke für zumutbar.

Das Gefälle verläuft in Richtung Norden. Sofern der beschriebene Fall
bei Starkregen eintreffen sollte, wird das Wasser im Bereich der Plan-
straße abgefangen. Die Grundstücke nördlich der Planstraße werden
ganz oder partiell aufgefüllt, so dass ein weiterer Abfluss über die
Planstraße hinaus nicht wahrscheinlich ist.
Die Baugrunduntersuchung hat ergeben, dass im Plangebiet versi-
ckert werden kann. Ungeeignet sind lediglich stark schluffige Sande,
die in Bohrprofil 3 oberflächennah und in geringer Mächtigkeit
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die Bodenschichten nicht zur Versickerung des Regenwassers geeig-
net sind.
Es ist also zu erwarten dass das Regenwasser auf die vorhandenen
Nachbargrundstücke Bahnhofsberg 6, 8 und 10 sowie auf die Grund-
stücke Hustedterweg 3,7 und 9 fließen wird.
Es ist nicht hinzunehmen, dass hierdurch abfließendes Regenwasser
auf  den  Nachbargrundstücken  (zusätzlich)  abfließt  und  dort  zur
Staunässe führt.
3.) Nirgends ist festgelegt, wie und in welcher Form die umliegenden
Häuser in ihrem Bestand aufgenommen werden, weil durch die Bau-
arbeiten und Schwerlastverkehr Schäden folgen können.

anstanden. Ein Abfließen auf Nachbargrundstücke ist insoweit regel-
mäßig nicht wahrscheinlich.

Die Gemeinde wird im Rahmen der Erschließungsplanung prüfen,
wieweit ein Beweissicherungsverfahren an den umliegenden Gebäu-
den sinnvoll oder erforderlich ist.

Bürger/in 2, Bahnhofsberg,
Welmbüttel

Schreiben vom 27.01.2026

Ergänzend zu unserem Schreiben vom 27.01.2026:
Zu Pkt. 1.)
Durch die Aufschüttungen in Zusammenhang mit der im Plan stehen-
den Firsthöhe von 8,5m wird es auch zu einem aus unserer Sicht nicht
hinzunehmenden Schattenwurf auf unsere PV-Anlage kommen.
Diese Beeinträchtigung ist nicht zu akzeptieren

Es wurde die zulässige Firsthöhe reduziert, um den Schattenwurf auf
benachbarte Grundstücke zu begrenzen. Zu der betroffenen Solaran-
lage werden mindestens 17 m Abstand von der Baugrenze ausge-
hend eingehalten.
Verschattungen sind in bebauten Gebieten nicht vollständig auszu-
schließen. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die
Verschattung weder dauerhaft noch in einem Ausmaß erfolgt, das zu
einer unzumutbaren Beeinträchtigung führt. Aufgrund der Lage zwi-
schen Baugebiet und PV-Anlage ergeben sich allenfalls geringe Ver-
schattungszeiten. Diese sind grundsätzlich hinzunehmen.

Bürger/in 3, Hustedter Weg,
Welmbüttel

Schreiben vom 09.02.2026

Wir sind Eigentümer des Flurstückes […] welche unmittelbar im Osten
an das Baugebiet anschließen. Wir legen Einspruch ein bei der Trauf-
höhe von 4 m sowie der Firsthöhe von 8,5 m. Diese sind sehr hoch,
wenn man beachtet, dass unser Grundstück 1,5 m unterhalb des
neuen Gebietes liegt. Daraus ergibt sich dann eine Gesamthöhe von
10 m von unserem Grundstück aus betrachtet.
Auf dem Flurstück [..] befindet sich eine Stadtvilla mit 7,2 m Gesamt-
höhe was schon hoch ist.
Mit einer Traufhöhe von 3 m.
Dieses ist also möglich und sollte auch beachtet werden zumal sich
die Häuser ja an das umliegende Erscheinungsbild im besten Falle an-
passen sollten/ Walmdachbau wäre hier eine Alternative!) Unser Haus
hat eine Höhe von 6,75 m und der Anbau 6,12 m welcher auch eine
PV-Anlage besitzt.
Wenn nun die neuen Häuser dann fast 4 m höher liegen werden wir
Einbußen in dem Ertrag bzw. eine Minderung unserer Eigennutzung
der Anlage haben.

Kenntnisnahme. Der Abstand zwischen Baugrenze und der Geltungs-
bereichsgrenze wurde auf 5 m erhöht, um den Abstand zur Bestands-
bebauung zu erhöhen. Es wurde die zulässige Trauf- und Firsthöhe
reduziert, um den Schattenwurf auf benachbarte Grundstücke zu be-
grenzen. Gemäß Beschluss der Gemeindevertretung wird die First-
höhe im Plangebiet auf maximal 7,5 m festgelegt.
Im Umfeld um das Plangebiet findet sich eine vergleichsweise hete-
rogene Gebäudestruktur. Die gewählten First- und Traufhöhen tra-
gen dem Planungswillen der Gemeinde Rechnung.

Zu der betroffenen Solaranlage werden mindestens 15 m Abstand
von der Baugrenze ausgehend eingehalten. Verschattungen sind in
bebauten Gebieten nicht vollständig auszuschließen. Vor diesem
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Stellungnahmen der Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wurden im Entwurf berücksichtigt. Weitere Stellungnahmen sind im
Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht eingegangen.

Stand: 19.05.2026

Bürger / Bürgerin Anregungen, Hinweise Berücksichtigung, Beschluss

Dieses gilt ebenso für die Bewohner des Flurstückes […].

Außerdem legen wir Einspruch ein bei der Entfernung des Knicks an-
liegend zu Flurstück 7/14 ein, wie in 3.4.1 Absatz 3 beschrieben.
Da erstmal alles zur Erhaltung des Knicks getan werden sollte wie im
Bebauungsplan Punkt 3.4.1 Absatz 1 beschrieben.
Ebenso geben wir zu bedenken, dass das Regenwasser keinesfalls auf
unser Grundstück abgeleitet werden darf, weder von der angrenzen-
den Straße, oder von dem angrenzenden Grundstück.

Hintergrund ist davon auszugehen, dass die Verschattung weder
dauerhaft noch in einem Ausmaß erfolgt, das zu einer unzumutbaren
Beeinträchtigung führt. Aufgrund der Lage zwischen Baugebiet und
PV-Anlage ergeben sich allenfalls geringe Verschattungszeiten. Diese
sind grundsätzlich hinzunehmen.
Dies sinngemäß auch für das angeführte Flurstück im Nordwesten
des Plangebietes.
Die Gemeinde wird das Schmutzwasser Richtung Plangebiet abfüh-
ren. Eine Entfernung des Knicks ist insoweit nicht erforderlich.

Kenntnisnahme. Die Ableitung von Niederschlagswasser auf Nach-
bargrundstücke ist regelmäßig nicht vorgesehen.

Bürger/in 3,
Hustedter Weges, Welmbüttel

Schreiben vom 09.03.2026

Hiermit stellen wir einen Antrag auf die Reduzierung der maximalen
Höhenfestsetzung von 8,5 m auf 7,5 m. (Kapitel 3.1 Absatz 4)
Begründung:
Das zu bebauende Gelände (Bebauungsplan Nr.9) liegt im Gegensatz
zu fast allen umliegenden Grundstücken ca. 1,5 m höher.
Somit würde die jetzige eingetragene Höhefestsetzung von 8,5 m die
umliegenden Einfamilienhäuser über einige Meter überragen.
Dies steht im Widerspruch zum Kapitel 3.4.3 Absatz 5.
/„Zur Verminderung der Beeinträchtigung des Landschaftsbilds und
zur Einbindung in die Bestandsbebauung wird die Firsthöhe auf maxi-
mal 8,5 m, die Traufhöhe....“)
Wir bitten dies vor der finalen Festsetzung der Planungsunterlagen zu
berücksichtigen.

Gemäß  Beschluss  der Gemeindevertretung wird die Firsthöhe im
Plangebiet auf maximal 7,5 m festgelegt. Dem Antrag wird insoweit
gefolgt.


